
„Ein Schlag ins Gesicht“
Die abschlagsfreie „Rente mit 63“ soll abgeschafft werden. Der Marktoberdorfer Bernhard Haubelt hält

das für ungerecht und hat sich an den Bundestagsabgeordneten Stephan Stracke gewandt.

Von Stefanie Gronostay

Marktoberdorf/Berlin 80 Seiten um-
fasste der Bericht, den die Renten-
kommission der Bundesregierung
überreicht hat. Der Inhalt sorgte
für Diskussion: Die Kommission
empfiehlt darin, die abschlagsfreie
„Rente mit 63“ abzuschaffen. Au-
ßerdem soll das Renteneintrittsal-
ter schrittweise mit der Lebenser-
wartung steigen.

Noch am selben Tag setzte sich
in Marktoberdorf Bernhard Hau-
belt an einen Brief: „Sehr geehrte
Damen und Herren in der Bundes-
regierung“, schrieb er. „Mit gro-
ßem Unverständnis verfolge ich
die Diskussion über eine Abschaf-
fung beziehungsweise weitere Ein-
schränkung der abschlagsfreien
Altersrente für langjährig Versi-
cherte.“

Bernhard Haubelt ist 1963 ge-
boren. Inzwischen hat er 48 Ar-
beitsjahre geleistet. „In meinem
gesamten Berufsleben war ich kei-
nen einzigen Tag arbeitslos“, schil-
dert er. Wie viele seiner Generation
habe er über Jahrzehnte hinweg
Steuern gezahlt und Beiträge in die

Sozialversicherungen eingezahlt.
Und nun soll ausgerechnet seiner
Generation die Möglichkeit ge-
nommen werden, die abschlags-
freie Rente in Anspruch zu neh-
men? „Das empfinde ich als zu-
tiefst ungerecht.“

Die sogenannte Boomer-Gene-
ration habe über mehr als vier
Jahrzehnte zuverlässig gearbeitet
und die Renten der älteren
Generation finanziert.
„Heute wird jedoch der
Eindruck vermittelt, als
seien wir das Problem des
Rentensystems. Dabei ha-
ben wir die geltenden Re-
geln akzeptiert und unse-
re Lebensplanung darauf
aufgebaut.“

Die Regeln dürften nicht kurz
vor dem Renteneintritt zulasten
derjenigen verändert werden, die
ihr Arbeitsleben nahezu vollstän-
dig hinter sich haben, sagt Hau-
belt. „Wenn ich trotz meiner lan-
gen Beitragszeit mit 65 Jahren in
Rente gehen müsste und dabei
Rentenabschläge von über 14 Pro-
zent hinnehmen soll, bedeutet das
eine dauerhafte Rentenkürzung.
Für viele Menschen ist das nicht

nur finanziell belastend, sondern
auch ein Schlag ins Gesicht.“

Diese Zeilen erreichten den All-
gäuer Bundestagsabgeordneten
Stephan Stracke (CSU). Wie steht
er zur Rentenreform? Stracke be-
antwortet diese Frage ausführlich.
So viel vorweg: Er zeigt Verständ-
nis für die Sorgen von Menschen
wie Haubelt. Gleichzeitig sieht er

angesichts der demografi-
schen Entwicklung Hand-
lungsbedarf. Für Stracke
liegt genau dort das Di-
lemma der Rentenpolitik.
Einerseits hätten Men-
schen wie Haubelt ihre
Lebensplanung auf die
geltenden Regeln aufge-
baut. Andererseits gerie-

ten die Rentenfinanzen zuneh-
mend unter Druck.

Jede zweite Person in Deutsch-
land ist heute laut dem Statisti-
schen Bundesamt älter als 45 und
jede fünfte Person älter als 66 Jah-
re. Kamen 1957 noch etwa 373 Bei-
tragszahlende auf 100 Menschen
in Rente, werden es laut Prognosen
der Deutschen Rentenversiche-
rung 2045 nur noch 174 Beitrags-
zahlende pro 100 Rentnern sein.

2014 wurde die abschlagsfreie
Rente für Versicherte mit 45 Bei-
tragsjahren eingeführt. „Der vor-
gezogene Renteneintritt ist in
Deutschland sehr beliebt. 2024 be-
anspruchten rund 60 Prozent aller
neuen Rentenzugänge eine vorge-
zogene Rente, und davon fast die
Hälfte abschlagsfrei“, so Stracke.

Dennoch empfiehlt die Alterssi-
cherungskommission, die ab-
schlagsfreie Frührente abzuschaf-
fen. Hintergrund: „Besonders
langjährig Versicherte - vor allem
Besserverdienende, Gesündere
und Männer - profitieren, während
Geringverdienende, Personen mit
weniger stabilen Erwerbsverläufen
und Frauen sie häufig nicht in An-
spruch nehmen (können)“,
schreibt Stracke. „Die Abschlags-
freiheit führt nach Meinung der
Kommission faktisch zu höheren
Renten zu Lasten der Versicherten-
gemeinschaft.“

Als Ausgleich hat die Kommis-
sion eine Härtefallregelung vorge-
schlagen: Menschen in rentenna-
hen Jahrgängen, die aus gesund-
heitlichen Gründen nicht mehr in
ihrem Beruf arbeiten können, sol-
len nach einer individuellen Prü-

fung einen vereinfachten Zugang
zur Rente erhalten.

„Ich halte diese Maßnahmen für
sinnvoll, auch wenn sie nicht po-
pulär sind“, sagt Stracke. Die Le-
bensleistung langjähriger Versi-
cherter müsse sich in höheren Ren-
ten widerspiegeln, argumentiert
er. Die Abschlagsfreiheit führe je-
doch dazu, dass diese Renten zu-
sätzlich bis zu zwei Jahre länger
bezogen würden. Die dadurch ent-
stehenden Kosten seien aus seiner
Sicht nicht länger vertretbar.

Trotz seiner grundsätzlichen
Zustimmung zur Reform betont
Stracke den Vertrauensschutz. Wer
kurz vor dem Renteneintritt stehe,
dürfe nicht kurzfristig benachtei-
ligt werden. Deshalb spricht aus
seiner Sicht vieles dafür, eine mög-
liche Abschaffung der Abschlags-
freiheit erst für die Geburtsjahr-
gänge 1964 und jünger gelten zu
lassen. Das würde auch Bernhard
Haubelt entgegenkommen, der
1963 geboren ist: „Verlässlichkeit
gegenüber den Bürgerinnen und
Bürgern sind Grundpfeiler des Ver-
trauens in die Politik. Dieses Ver-
trauen darf nicht verspielt wer-
den.“ (Archivfoto: M. Becker)

Stephan Stracke


